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Erste Durchführungsbestimmung
zur Preisverordnung Nr. 162 — Preisbildung 

im Heißmangel-Handwerk. *
Vom 28. Juni 1951

Zur Durchführung der Preisverordnung Nr. 162 
vom 26. Juni 1951 — Verordnung über die Preisbil
dung im Heißmangel-Handwerk (GBl. S. 641) wird 
folgendes bestimmt:

§ 1
Kalkulationsschema

(1) Der höchstzulässige Preis für die in der Anlage 
zur Verordnung über die Preisbildung im' Heiß
mangel-Handwerk nicht aufgeführten Leistungen ist 
eigenverantwortlich nach folgendem Kalkulations
schema zu errechnen:

DM
a) Fertigungslöhne ..............................................................
b) Gemeinkostenzuschlag einschl, Zu

schlag für Wagnis und Gewinn auf
.die Fertigungslöhne (............ %) .....................................

c) Fertigungskosten .............................................................
d) Umsatzsteuer ..................................................................
e) Preis ................................................................................

§ 2
Fertigungslöhne

(1) Fertigungslöhne sind die Lohnkosten, die un
mittelbar für die Leistung oder den Auftrag er
faßt werden. Es dürfen nur die unmittelbar bei der 
Leistungserstellung anfallenden Arbeitsstunden be
rechnet werden, die bei normaler Arbeitsleistung 
wirtschaftlich gerechtfertigt sind.

(2) Als Stundenlöhne für Gesellen und Arbeiter 
gelten die nachweisbar gezahlten und zulässigen 
effektiven Löhne des für die Heißmangelbetriebe je
weils gültigen Tarifvertrages.

(3) Als effektiver Lohn für die Lehrlingsarbeit gel
ten im 1. Lehrjahr 50%, im 2. Lehrjahr 66%% und 
im 3. Lehrjahr 75% des Gesellengrundlohnes.

(4) Für die eigenhändige produktive Mitarbeit 
steht dem Betriebsinhaber der höchste örtlich zu
lässige Gesellenlohn zu. Als Mitarbeit des Betriebs
inhabers gelten nicht die allgemeine Leitung und 
Überwachung der Arbeit.

§ 3
Gemeinkostenzuschlag auf die Fertigungslöhne

(1) Als Gemeinkostenzuschlag wird festgesetzt: 30°/o j 
auf die Löhne nach dem Stand vom 31. August 1950. j 
Bei Lohnerhöhungen nach dem 31. August 1950 sind 
die Selbstkosten entsprechend zu senken.

(2) In dem vorstehenden Aufschlagsatz darf für 
Gewinn und Wagnis ein Höchstsatz von 10% ent
halten sein. Der genannte Gemeinkostenzuschlag 
kann ohne besonderen Nachweis von allen Betrie
ben angewendet werden.

(3) Betriebe, die einen höheren Gemeinkostensatz 
beanspruchen, müssen bei der zuständigen Landes
finanzdirektion den preisrechtlich vorgeschriebenen 
Kostennachweis führen. Der Gemeinkostenzuschlag 
darf den Höchstsatz von 100% einschl. Wagnis und 
Gewinn nicht überschreiten. Seine Berechnung ist 
erst nach Bestätigung durch die Landesfinanzdirek
tion zulässig.

(4) Die nachzuweisenden Gemeinkosten müssen 
einer sparsamen und wirtschaftlichen Betriebsfüh
rung entsprechen und unterliegen der preisrecht
lichen Verantwortung des Betriebes. Diese Betriebe 
haben alljährlich zu Beginn eines neuen Geschäfts
jahres den Gemeinkostenzuschlag auf Grund der Er
gebnisse des abgelaufenen Geschäftsjahres neu zu 
ermitteln find von der zuständigen Landesfinanz
direktion bestätigen zu lassen.

§ 4
Mehrarbeits- und Erschwerniszuschläge

(1) Zuschläge für Mehrarbeiten (Überstunden-, 
Sonntags-, Feiertags-, Nachtarbeitszuschläge), die 
mit dem Auftraggeber vereinbart sind, dürfen mit 
den durch den jeweiligen Tarifvertrag festgelegten 
Prozentsätzen auf die Fertigungslöhne aufgeschla
gen werden.

(2) Derartige Aufschläge sind gegebenenfalls geson
dert auszuweisen. Der Auftraggeber ist vor Durch
führung eines mit Mehrarbeitszuschlägen verbunde
nen Auftrages auf das Entstehen dieser Mehrarbeits
zuschläge aufmerksam zu machen.

(3) Erschwerniszuschläge, welche im Rahmen des 
jeweils gültigen Tarifvertrages für besonders ge
fährliche oder gesundheitsschädliche Arbeiten gezahlt 
werden, dürfen ebenfalls mit den gültigen Prozent
sätzen auf die Fertigungslöhne aufgeschlagen werden.

§ 5
Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer wird in jeweiliger Höhe auf den 
Endpreis auf geschlagen.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt gleichzeitig 
mit der Preisverordnung Nr. 162 in Kraft.

Berlin, den 28. Juni 1951
Ministerium der Finanzen 

I. V.: G e o r g i n o  
Staatssekretär

Preisverordnung Nr. 168.

Verordnung über die Preisbildung 
im Klavierstimmergewerbe.

Vom 26. Juni 1951
Auf Grund des § 8 der Verordnung vom 15. Juni 

1950 über die Preisbildung im Handwerk (GBl. S. 510) 
wird für das Klavierstimmergewerbe bestimmt:

§ 1
Klavierstimmer, die handwerkliche Leistungen im 

Bereich der Deutschen Demokratischen Republik aus
führen, haben hierfür Preise nach den Vorschriften 
dieser Preisverordnung zu bilden.

§ 2
(1) Für ständig wiederkehrende gleichartige hand

werkliche Leistungen des Klavierstimmergewerbes 
gelten die in der Anlage zu dieser Preisverordnung 
aufgezeichneten Preise (Regelleistungspreise). Diese 
Preise sind Höchstpreise, welche nicht überschritten 
werden dürfen.

(2) Für Arbeiten, die in der Anlage zwar nicht als 
Regelleistungen aufgeführt, mit Regelleistungen 
aber vergleichbar sind, dürfen höchstens Preise be-


